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An das 
Präsidium des Nationalrates 

Parlament 
1017 Wien 

Betreff: 

Beuüit G::SETZENTWURF 
ZI •............. " ....... " ......... 2Y.:.GE'/'9 ... j. .. ~. 
Datum: 2 6. MA1199~ 

Verteilt ....... L.~ .... ? .. ~.: .... !.'~!.~.L..1~.~ 
]).t-_ AvböV 

Bundesverfassungsgesetz. mit dem das Bundesyerfassungsgesetz in der 
Fassung von 1929 im Sinne einer Strukturreform des Bundesstaates 

KAMMER DER 
WIRTSCHAFTSTREUHÄNDER 

Ihr Zeichen: 

Ihre Nachricht vom: 

Unser Zeichen: Dr.SchnlFa 

Sachbearbeiter: Dr.Schneider 

Tel.DW. 232 

Datum: 25.05.94 

geändert wird sowie andere Bundesgesetze geändert oder aufgehoben werden (Bundes­
Verfassungsgesetznoyelle 1994 - B-VGN 1994) 

Die Kammer dankt für die Übermittlung des im Betreff angeführten Entwurfes und gestattet sich, hiezu wie folgt 
Stellung zu nehmen: 

I. Zu Art. 10 B-VG in der Fassung des Entwurfes: 

1. Zu Z 1 (und Frage 1 der Übersicht): Die in Z 1 vorgesehene umfassende Ausnahme der 
Landesverwaltungsgerichtsbarkeit ist abzulehnen. Das Verfahren der Landesverwaltungsgerichte soll 
jedenfall~ durch Bundesgesetz geregelt werden. Es ist durch nichts gerechtfertigt und ein Rückschritt in die 
Zeit vor 1925, eine Rechtszersplitterung auf dem Gebiete des Verfahrensrechtes vorzusehen. Durch eine 
solche werden überflüssige und vermeidbare Belastungen der Rechtssuchenden, der rechtsberatenden 
Berufe und auch des VwGH geschaffen. Es ist nicht ersichtlich, welches rechtspolitische Bedürfnis eine 
solche Vermehrung von Rechtsvorschriften rechtfertigen könnte. 

2. Zu Z 3 (und F,ge 2 der Übersicht): Es besteht ein Einwand dagegen, die Vollziehung des Paßwesens in die 
Vollzugskompetenz der Länder zu übertragen. Für bestimmte Arten von Reisepässen (Diplomatenpässe, 
Diens~e) wäre eine Zuständigkeit des Bundes wohl naheliegender; eine Aufsplitterung der 
vmlzugskompetenzen soll vermieden werden. Die Bundeskompetenz ist daher beizubehalten. 

Das Auswanderungswesen könnte in die Vollzugskompetenz der Länder fallen. 

3. Zu Z 8: Die in Z 8 genannten "Wirtschaftstreuhänderkammem" (soll richtig lauten 
"Wirtschaftstreuhänderkammer", da Bundeskammer!) gehören systematisch zur Z 6, da die 
Wirtschaftstreuhänder längst ein mit den Notaren und Rechtsanwälten "verwandter Beruf" sind. Es sollte 
diese Novelle zum Anlaß genommen werden, dies auch im Art 10 B-VG klar zum Ausdruck zu bringen. 

4. Zu Z 6 (und Frage 5 der Übersicht): das Pressewesen soll Bundessache bleiben; dies vor allem deshalb, weil 
in dieser Angelegenheit zahlreiche gerichtliche Zuständigkeiten bestehen. 

5. Zu Z 7 (und Frage 8 der Übersicht): Rechtspolitisch verfehlt ist ein besonderer Kompetenztatbestand für die 
Bundesbetreuung für Asylwerber " in Z 7. Das Asylwesen soll ein einheitlicher Kompetenztatbestand sein 
und auch als solcher formuliert werden. 

6. Zu Z 6 (und Frage 6 der Übersicht): Es soll kein eigener Kompetenztatbestand geschaffen werden; die 
Akzeszorietät soll auch die Ent-
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SChldlgungsfrage erfassen. Eine weitere Aufsplitterung der Kompe. 
tanzen ist zu vermelden. 

7. Zu Z 7 (und Frage 7 der Übersicht): einer Vollzugskompetenz der lln­
der steht nichts entgegen. 

8. Z 9 (und Frage 10 der Übersicht}: das Eisenbahnwesen soll insgesamt 
in die Vollzugszuständigkeit des Bundes fallen; die Zuständigkeiten der 
BezirksverwaltungsbehOrden sollten bestehen bleiben. Eine Aufsplitte- ~ 

rung In "grundsät~liche Voll2ugskompetenz" und "Vollzugskompeten2 
zur GAnze" ist abzulehnen. 

9. Zu Z 9 (und Frage 12 der Übersicht): Es Ist nicht nachvollziehbar, 
warum In Angelegenheiter"l der SChlffahrt eine derart kasuistische 
Zuständigkeitsordnung herrscht. Es sollte ein einheitlicher Kompa· 
tenztetbestand im Art 11 B-VG geSChaffen werden. 

10. Zu Z 10 (und Frage 14 der Übersicht): Von einer Aufsplitterung des 

Kompetenztatbestendes "Forstwesen" Ist unbedingt Abstand zu 
nehmen. 

11. Zu Frage 15 der Übersicht: Die Wildbechverbtsuung könnte In den 
Art 11 Obertragen werden. 

12. Zu Z 11 <und Frage 19 der Übersicht): Eine Aufsplitterung des Behin­
dertenwesens ist überflüssig. Es mutet geradezu grotesk an, wenn ein 
eigener Kompetenztetbestand für 8ehindertenausweisC! gesohaffen 
wird. Es sollte erwogen werden, einen einheitlichen Kompetenztatbe­
stand -Behindertenwasen" zu schaffen und diesen im Art 15 zu ver­

ankern. 

13. Zu Abs 2 (und Art 11 Abs 2): Die nicht eir'lge8chränkte Oelegatlonsbe· 

fugnls des einfachen Bundesgesetzgebers Ist strikte .bzulehnen. Zu 
den zentralen Aufgaben einer bundessteatllchen Verfassung z;ihlt die 

·reinliche Scheidung der gesetzgebef'ischen Wirkungskreise" (Merk/, 

ZÖR 2, 1921, 338). Eine Neuregelung der vorgeschlagenen An 
könnte In Jedem Bundesland ein eigenes Erbrecht. ein elgenel Kartell­
oder Patentrecht oder eigene St8atsmonopole ermqglichen. Nach dem 
Text scheint auch die Bundesverfassung den lindern zur Regelung 
übertragen werden zu können. Auch ein Ellgenes - It!nderwelse ver-
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schiedenes ~ Serufarecht der Rechtsanwälte, Notare und Wirtschafts­
treuhänder Ist möglich. 

Dia vorgeschlagene FormuliQrung wird mit Entschiedenheit abgelehnt; . 

es ist zu bedenken, daß alles was rechtlich möglich und zullssig ist, : 

irgendwann einmal auch tatslchlich durchgefOhrt wird. Eine Verfas. ~ 
sung hat eber die immanente Aufgabe eine vernünftige, vorausscheu •. 

ende Ordnung zu schaffen und nicht einem Zuständigkeitswirrwar 
Vorschub zu leisten. 

Die unbeschränkte Kompetenz-Kompetenz des einfachen Bundesge­
aetzgebers wirft aber auch gravierende Bedenken dahingehend auf, ob 
eine solche Regelung nieht mit dem bundesstaatlichen Grundprinzip in 

Konflikt gerAt. Dieses läßt nicht zu, daß der einfache 8undasgesetzge-. 

bar seine Ausgestaltung im einzernen vornimmt. Deran Indert auch die 

vorgesehene Zustimmung der L1nder nichts. Aus Art 44 Abs 3 B-VG 

muß abgeleitet werden, daß eine MOdifikation eines Grundprinzips 
durch formelles Bundesverfas&ungsraOht zu erfolgen hat. Oie An­

nahme, daß Art 10 Abs 3 und Art 11 Abs 2 des Entwurfes eine sol­
che Modifikation bewirken, liegt neh,; denn diese Bestimmungen er­

möglichen eine. fast vollständig$ Machtverlchlebung Im Bereich der 
Gesetzgebung vom Bund auf die Länder. Ein derart ermßglichter Bun­
desstaat, hat mit dem Bundesstaat des geltenden B-VG nur mehr we­
nig Gemeinsamkeit. Die beiden Bestimmungen wären daher gern 
Art 44 Abs 3 B-VG eIner Volksabstimmung zu unterziehen oder es 
wäre ihr Anwendungsbereich erheblich einzuschränken. 

GrundalulIeh kein Einwand besteht dagegen, den geltenden Art 10 

Abs 2 B-VG zu erweitern und auch andere bestimmte Angelegenheiten 
ausdrOcklich einzubeziehen; die bestehende Besch .. inku/,\Q auf "genau 
zu bezeichnende einzelne Bestimmungen- soll unbedingt erhalten 
bleiben. 

14. Zu Art 10 Abs 3: Im Gegensatz zu vielfachen Behauptungen läßt diese 

Bestimmung die mittelbare Bundesverwaltung dem Prinzip nach be. 
stehen. Damit wird freilich die Zuständigkeit im Bereich der Verwal­
tung weiter verkompliziert und unübersichtlich. weil nunmehr der ein­

fache Bundesgesetzgeber die Vollzugskompetenz bestimmen kann. 
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Auch hier gilt, was zu Art 10 Abs 2 und Art l' Abs 2 gesagt wurde: ~ 
es ist nachdrücklich einzumahnen, daß auch die VOllzugskompetenzen 

mögliChst in der Verfassung bestimmt werden. Daß der geltende 

Art 102 Abs 3 B-VG eine derartige Möglichkeit euch vorsieht, lst nicht 
mit der vorgeschlagenen Regelung vergleichbar. Denn der geltende 

Art 1 02 Abs 3 B-VG ermächtigt, den Grundsatz der mittelbaren Bun­
desverwaltung auszudehnen und auf eine eInheitliche Vo"zugSzustän­
dlgkeit hrnzuwlrken, während der Art '0 Abs 3 in der vorgeschfage* 
nen Fassung zur offenbar beliebigen Ausnahmen vom vorgesehenen 
Grundsatz ermächtigt, Dazu kommt, deS die Übergangsbestimmungen 
- offenbar käme wohl nur Art 150 Abs 2 Z 6 des Entwurf •• In Be­

tracht - offenkundig lückenhaft Ist. Gelten bestehende Vorschriften, 
die dem Art 10 Abs 3 zuzuordnen wären afs "sinngemäß abgeändert" 
- wenn ja: wie? Gilt eine Zustimmung der Länder gern Art 10 Abs 3 

Entwurf als gegeben? Oder ist sie nachzuholen? Eine Prtizlsierung i5t ' 
hier unbedingt erforderliCh; Art 150 Ab. 2 Z 8 Ist unklar, dIe Regelung 
muß jedenfalls mit Z 6 besser abgestimmt werden. 

11. Zu Art 11 8-VG in der Fassung des Entwurles: 

1. Zu Z 4: Es soUte das Krankenanstaltenwesen jedenfalls in den Art 11 
aufgenommen werden. Dies würde auch der Durchführung der schon 
lange geplanten Spitals reform dienlich sein. Zu bedenken Ist auch, daß 
damit wenigstens im Bereich der Gesetzgebung eine Rechtaverelnheit­

lichung zwischen Universititskllniken und anderen Krankenanstalten 

möglich wäre; ein Effekt. der - wie die Erfahrungen der letzten Zeit 
gezeigt haben - jedenfalls wünschenswert wäre. 

2. Zu Z 6: Die Obertragung der Vellziehung des Forstwesens und des 
We880rrechts In die Zust8ndigkeit der länder Ist IUßerst problema­
tisch. Seide Gesetze haben für den Umweltschutz hervorragende Be­
deutung. Verschiedene Vollzugsstandards in den einzelnen Ländern 
sind nicht nur einem effektiven Umweltschutz abträglich. .ondern 
schaffen auch tOr die Wirtschaft unterschiedliChe Rahmenbedingun. 
gen. Besonders das Wasserrecht ist eine komplexe und schwierige 
Verwaltungsmaterfe, die hochQualifi~ierte Organe erfordert; es muß 
unbedingt gewährleistet werden, daß solche Organe In den ländern 
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tatsächliCh In ausreiChender Zahl zur VertOgung stehen, Oie prakti. 

sehen Erfahrungen bei der VOlIziehung des Wssserrechts zeIgen hier 
beachtliche UnterSChiede In den einzelnen ländern, dre aber derzeit 
durch die MinJsterialinstanz in Jhren Auswirkungen gemildert werden, 

können. Die Übertragung der VOUZiehung des Waaserreohts in die i 
Vollzugskornpetenz der LAnder wird derzeit abgelehnt. ' 

3. Zu Z 7: Die Vollzugszuständigkeit der llnder in GewerbeangeJegenhei_ 

ten sowie In Wettbewerbsangelegenheiten gem Z 7 ist mit Entschie­
denheit als verfehlt zu bezeichnen, Ein . auch in der VOllllahung _ ein­

heitliches Betr;ebsanJagenrecht Ist für eInen Wirtschaftsstandort Öster­
reich von zentrarer Bedeutung. Auslandischen Investoren wird nicht 

(eicht zu erklären se;n, Warum etwa in Jnzersdotf andere Standards 
gelten als in Vösendorf, W~r die PraxJs des Gewerberechts kennt, der 

weiB, wie sehr hier die Vollzugspf2lxls von OurchfOhrungaerlässen und 
Sachverständigen baatimmt wird. Es sollte eine Auseinand$rentwick­

lung sehon allein· freilloh nicht nur - im Hinbliok auf die europiiische 
Integration unter allen Umständen verhindert werden. 

Gänzlich unverständlich fst die Obertragung der Bekampfung des un­

lauteren Wettbewerb$ in die Vollzugs kompetenz der länder; damit 80" 

offenbar vor allem eine Kompetenz der länder zur Er1assung von 
DurchfOhrungsverordnungen (vgl § 32 UWG) geschaffen werden. EIne 

derartige Lösung Ist nicht ekzePtabel; sorche VO enthalten meIst ein­

schneidende Maßnahmen fOr die Wirtschaft. Eine länderweise Ver. 
schledenhelt hätte weitreiohende • derzeit ger nicht gen8u ablUIChät­

zende • Folgen. insb auch Im Hinblick auf Art 30 EWG. Venreg. Gänz­
lich unerwünscht wäre aber auch, wenn derartige VO der länder 
möglicherweise aus europarechtlichen Gründen nur für österteiChische 
MarktteIlnehmer gelten könnten; man denke an länderweiae verschie­
dene Kennzeichnungsvorschriften, OIe lAndeskompetenz In UWG.An. 

gelegenheiten müßte auch der Vollziehung durch die GeriChte erhebli. 
ehe Probleme bereiten; stets wAre in diesen FAllen zu prüfen, wo der 
WettbewerbsverStoß begangen wurde und wo der Wettbewerblvorteil 

eingetreten ist. Dies wäre für die aktive Klegslegitimation der Konkur­
renten von Bedeutung. Die Kompetenz der llnder zur Val/ziehung des 
UWG wird entschieden abgelehnt. 
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4. Zu Z 9 ist 2U bemerken, daß des "Elektrizitäts wesen ,. ein W/rtsch8ttJi~ . 
eher Komp8tenztatbestand und daher in Z 9 systematisch verfehlt ist; 
treffender wäre dIe Aufnahme in Z 7. 

5, Zu Abs 3: Das mit dieser Bestimmung verfolgte Anliegen, dIe Verord-
nungskompetenz der Länder in gewisler Weise einer "Sunde.aufslcht" 
zu unterwerfen, Ist nicht ~u verkennen. E$ soll dieser Zielsetzung nicht 
widersprOChen werden. Die FormUlierung des Ab. 3 ist aber nfCht ge~ f 

glOckt; die Bestimmung muß in der Praxis geradezu zwangsf#iufjg zu 
erheblicher Rechtsunsicherheit und Konfliktsituation fOhren. Völlig 
unk/ar ist insb, was eine "entgegenstehende" va seIn soll. Man denke 
etwa an eine Schutzbestimmung nach § 69 GewO; hier I<ann etwa 

das land "Maßnahmen" für bestimmte Waren vorschreiben. Wenn 
nun der Bund andere Maßnahmen vorschreibt, entsteht die Frage, ob 

diese zusatz/ich zu erbringen sind • diesfalls besteht eben keine 

-entgegenstehende" VO ~, oder ob sie !tan Stelle- zu erbringen sind, 

darm liegt wohl eine "entgegenstehende" VO vor. Die Beurteilung der 

Frage, ob eIne va einer anderen "entgegensteht·' und daher ex lege 
außer Kraft getreten ist, kann ~ je nach rnhalt und Formulierung dar 
betreffenden VO - sehr 8chwierig sein und darf nicht dem Rechtsun­

'erworfenen aufgebürdet werden. Es muß daher gefordert werden, 
daß eine va des Sundes die va der länder, die sie aufhebt 10rmeU 
derogiert. Nur eine ausdrückliche Bezeichnung der aufgehobenen VO 

brIngt die notwendige ReChtsklörhelt und entspricht den legistischen 
Richtlinien , 979, Pkt 27; dort heißt es:. "Materielle Derogation Ist zu 

vermefden". Dies sollte auch ~ und vor allem - für die Ve,.fassungsle­
gistik gelten. 

Der Text des Art 11 Abs 3 des Entwurfes läßt ungeregelt was rech­
tens Ist, wenn zuerst eine va des Bundes erfassen wird und die lin­
der danach eigene VO erlassen. Die Erläuterungen nehmen an, daß ei­

ne spätere lendesverordnung, die einer 1rüheren Bundeaverordnung 

widerspricht, gesetzwidrig ist (Seite 37). Dies erscheint nicht unver­
tretbar, zeigt freilich die erhebliche Rechtsunsicherheit, die diese Be. 
stimmung schafft, neuerlich in aller Schärfe. Wieder muß nämlich der 
ReChtsunterworfene die schwierige Frage des "Entgegenstehen," 
prOfon. 
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es fst nIcht zu verkennen, daß der dem Art 11 Ab, 3 des Entwurfes 
zu Grunde liegende Gedanke vom Ansatz her In eine sinnvolle norma~ 
tive Fassung gebracht werden könnte. Die vorliegende Formulierung 
wird dem nrcht gerecht; sie schafft eine erhebliche Quelle von 
Rechtsunsicherheit und wird abgelehnt. 

6. Zu Abs 4: Die Ermächtigung des Abs 4 schafft eine Befugnis des 
Bundesgesetzgebers die Vol/zugskompetenz Von Bvnd und Lindern zu 
bestimmen und enthält v6"lg nichtISagende Determinanten. Es i$t 

auch nicht annähernd genau nactwoflzfehbar, wann eine "bundesein­
heitliche" VolI~iehung getroffen werden muß und was es heißen soU

f 

daß mehrere Bundssllnder "berührt" werden. Diese untechnlsohen 
Begriffe lassen fast Jede beliebige Auslegung zu (es wird nicht 

übersehen, daß Art 10 Abs 3 B-VG derzeit von "berühren" spricht, 
dort Ist die Bedeutung freilich noch eher faßbar). Ganz unkl.r bleibt, 
ob die genannten Voraussetzungen beim jeweiligen Akt vorliegen 
müssen oder ob sie von der betreffenden Angelegenheit erfOUt werden 
m(l$sen. 

Die mit dieser Bestimmung erfolgte Intention, in bestimmten Angele­
genhe~ten den zuständIgen Bundesminister als Verwaltungsinstanz zu 
ermöglichen, Ist sInnvoll und riChtig; gänzlich mißglOckt iat die Ver­
wirklichung durch die vorgeschlagene Formulierung; sie wird abge­
lehnt. Beizufügen ist auch, daB eine solche Bestimmung dem V1GH 
weitreichende Entscheidungsbefugnisse gewährt und den Gerichtshof 
dami1 zwingend in die Situation bringen müßte, "politische" Fragen zu 
entsohelden; dies deshalb, weil sich der VerfassungsgeS8tlgeber, der 
dazu eigentlich berufen ist, dieser ,Aufgabe entzogen hat. 

111. Zu Art 12 B-VG in dar FI •• ung des Entwurfes: 

Man mag den Umstand, daß der Kompetenztypus des Art 12 B-VG 
erhalten bleibt, unter8chiedlich bewerten; es Ist nicht zu bestreiten, 
daß dieser Kompetenztypus Iln sinnvolles InstrumentarIum dir 
Recht.8etzung sein kenn; dafür ist entscheidend, in welchen Angele­
genheiten man Ihn einsetzt und wie man vor allem die Grundsatlge- , 
setzgebung handhabt. 
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Der Ab. 1 Im vorliellenden Entwurf muß frallich die Frage aufwerfen, 
ob die dort äußerst kasuistisch geregelten Angelegenheiten t."ächllch 
einen eigenen KornpetenltyPUS verlangen. Die Regelung gibt beredtes 
Zeugnis dafar, daß e8 dem Entwurf nicht gelungen ist, geschlossene 
und abgerundete Kompetenzen zu schaffen; der Entwurf Obernimmt 
vrelmehr biSher gertendea Bundesverfassungsrecht (vgl Art V ß.. VG­

Novella 1974 und BVG 8GBI 194811391, zer$plittert die .... Weiter Ivgl 

Art 15 Ab. 1 Z lOde. Entwurfes) und läßt damit die Zielsetzungen . 
der >u Grunde liegenden pOlitischen Vereinbarung (Seite 9 der E'llute- , 
rungen) außer acht. Die KomplizIertheit. schon der geltenden Recht.'~ 
lage (vgl zB Spie/büCh/s" FS Strasser l1993] 3411 _ darf niCht durCh 

eine ZUSätzliche Abgrenzung weiter "bereiChert" werden, sondern 
80llte 2U einer Bereinigung in der Weise führen, daB das ge,amte Ar­
belterrecht, des Von Art 12 Abs 1 des Entwurfss erfaßt Jat, ohne die 
geradezu grotesk anmutende, weithin antiquierte (zS -Harzverarbei~ 
tungastitten") Ausnahme, In den Art 15 Abs 1 aufgenommen Wird. 

IV. Zu Art 16 B-VG in der FalSUM; des Entwurfe.: 

1 . Oie demonstrative AUfzählung der lendeSkompetenZ'en im Abs 1 iet 
durch die Generalklausel von fragwOrdigen normativen Wert und muß 
zwangsläufig zu sehr schWierigen Kompetenzfragel"l Anlaß geben. Ge­
nannt sei bloß die Frage der Anwendbarkeit der VerSteinerungstheorie 

überhaupt, die Fr,age nach einem aflfMrtigen VerSteinerunglZeitpunkt 

sowie dIe Bedeutun~ der demonstrativen Aufz~hlung ;n Verbindung 
mit einer Generalklausel einerseits sowie die Abgrenzung zu den 

Art 10 bis 12 andererseits. Demc;mstrative AUfzählungen soHten 
grundsätZliCh niCht in den Text eines Gesetzes aufgenommen werden, 
sondern ihren Platz in den Erläuterungen finden Cvgl aUCh Ihnlieh 
Punkt 6 der LegiatisChen RiChtlinien 1979). 

2. Eine Durchsicht der demonstrativen AUfzährung der Z 1 bi. 16 zeigt 

deutlich, daß das Ziel der Beseitigung Von bekannten Querachnitts- , 
materien nicht gelungen ist. In sieben Ziffern finden sich .. zT mehr­

fach .. Kompetenzzuweisungen mft der Einschränkung "soweit- und 
"unbeSChadet". Damit sind die bestehenden Abgrenzungsprobleme 
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weithin Obernommen, von einer Neuordnung ka"n insoferne keine Re­
de sein. 

3. Oie im Abs 2 vorgesehene Erweiterung der Landeskompetenz zur 

Schaffung von Zivilrecht ist strikte abzulehnen; eint derartige Kompe­
tenz muß zu weiterer Rechtszersplitterung beitragen. Damit wären 
schwierige Abgrenzungsfragen die zwangsläufIge S:o'ge. Die vorge. I 

sch/sgene Formulierung Ist geradezu eine Einladung zu kaauist;schen 
Regelungen ohne RücksIcht auf dia Grundsitze des ailoeme;nen Zivil­
rechts. Dies mull für die Rechtaunterworfenen, die recht,beratenden 
Berufe aber auch für die rechtssnwendenden Organe (vor allem die 
Zivilgerichte) eine erhebliche Belastungssteigerung bewirken und Zu 

einer weiteren Auseinanderentwicklung der Rechtsgebiete fOhren. Oie 
erforderfiche "Zweckmäßigkeit" kann diese gravierenden Nachteile 
keinesfalls aufwiegen. 

Vollkommen abzulahnen ist, daß eine derartjge Kompetenz der länder 
mit Zustimmung der BReg begründet wird. Damit wird nAmUch der 
BReg 815 Verwaltungsorgan eine Kompetenz-Kompetenl zur Landea­
gesetzgebung übertragen und gleichzeitig eine Einschränkung der 

Bunoe8kompetenz ermöglicht. Die vorgeSChlagene Neuregelung 
scheint auf die in der neueren Lit von Jsbloner (Die Mitwirkung der 
BundesregIerung 8n der Landesgesetlgebung [19891 200 f) und - zT 
gegenteilig - Öhllnger (ÖZW 1988, 37 f) aufgezeigten Probleme, die 
schon die geltende Fassung des Art 16 Aba 9 B-VG aufweist, nicht 

Bedacht zu nehmen. Oie Ausweitung der Befugnis der Länder zur 
Schaffung \'on Zivilrecht muß all diese Fragen in strer Schärf. und mit 
einem erheblich weiteren Anwendungsbereich eis bi$her aufwerfen, 
von der Schaffung einer derartigen Ermächtigung muß dringend abge­

raten werden. 

D!. Ermlchtigung des Art 16 Abs 2 idF des Entwurfes steht auch mit 
der Kompetenz-Kompetenz gern Art 10 Abs 2 idF des Entwurfes in ei­
nem unklaren Verhältnis; denn auch die letztgenannte Bestimmung 

bezieht eich auf Zivilrechtswesen. 

Zuletzt 'st zu bemerken, daß. gegen die Kompetenz der 8Reg, die Zu­
ständigkeit des BundEl6geset~gebers ein2uschrtinken (vgl insb ()hlln· 
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ger, ÖZW 1988, 36) auch gravierende Bedenken aus der Sicht der 
Gewaltentrennung bestehen. Es Ist nicht von der Hand 2u weisen, daß 
eine derartige Befugnis der SReg eine Gesamtänderung des B-VG 

~arstent und einer Volksabstimmung bedürfte. Dazu wären sorgfältige 
Uberlegungen anzustellen. 

4. Art 15 Alls 4 des Entwurfes übernimmt in modlfi~jerter Form den 
Art 15 Abs 7 B-VG und erweitert dessen Anwendungsbereich erheb­
lich. Die Bestimmung ist :zunächst ohne ersichtlichen Grund unvoU­
stlndig: dies deshalb. weil auch im Bereich des Art 10 8 .. VG eine 
selbstäodige Vollzugskompetenz der Länder begründet werden kann 
und nicht ersichtlich ist, warum diesfaJls kein einvernehmliches Ver­
gehen notwendig sein soll. 

Diea6t Mangel i.t freilich vergleichsweise harmlos; vier gravierender 
Ist. daß eine Bestimmung, die schon bel ihrer Schaffung im Jahre 
1920 von Froehllch zutreffend als "außerordentlich versohwommen" 

bezeichnet wurde (Ermacora, Quellen zum Österrelchi$chen Verlas­
sungsrecht [1920] [1967] 476J und die durch .pätere Bemühungen 
kaum ausreichend gek.lärt werden konnte (Zuletzt etwa May.r, Recht· 
liehe Aspekte Jandesübergrelfender Stromversorgung (1994] 291) 

nunmehr gleichsam zu eIner allgemeinen Kompetenzbestimmung wird; 
die ErweIterung des Art l' und die Bezugnahme auf Art 118 maCht 
dies deutlich. Es ist nach wie vor unklar, wenn ein Akt der VolJzlehung 
- men denke Insb an Bescheide - "für mehrere Länder wirksam wer­
den" soll. Wenn man für lolche Fäne eine Regelung schaffen will • 
was sinnvoll sein kann ., dann wäre 2unächst klarzustellen, welcher 
Felle. man überhauPt erlassen will. 

Dieses PrOblem kann nicht damit gelöst werden, daß man den letzten 
Satz des Abs 4 schafft. Dieser Satz will offenbar anordnen, daß Be· 
scheide von Landesbehörden in den Angelegenheiten der Art 11, 118, 

'4 Abs 2 und 3 sowie Art 14a Abs 3 und 4 grundsätzlich Im gesam­
ten Bundesgebiet gelten; bedeutet nun "gatten" im letzten Satz das~ 
selbe wie "wirksam werden" im ersten Satz? Man wird dies wohl an­
nehmen müssen, was allerdings die Frage aufwirft, warum dann nicht 
belde Male der gleiche Terminus verwendet wird. Bedeutet 8S aber 
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niCht dasselbe - was die unterschiedliche Terminologie nahelegt • so 
ist die f:rage worin der Unterschied besteht; die Erläuterungen beant­
worten dieses Problem nicht (Seite 43). 

Vollkommen unklar ist aber t188 Verhältnis des letzten Setzes zu den 

unmittelbar vorstehenden Anordnungen. Wenn nämlich nach dem 

letzten Satz - grundsätzlich • Bescheide von Landesbehörden im ge­
samten Bundesgebiet geJten, dann müßte man doch annehmen, daß In 
diesen Fällen stets das In den ersten Sätzen des Abs 4 vorgesehene 
Einvernehmen herzustellen ist. Die von den Erläuterungen genannte 

Genehmigung eines Gefahrguttransportes (Seite 43) ist wohl zweifel· 
, los ein Fall, der euch dem Satz 1 unterliegt (vgl das von Ringhofer~ 

Oie österr Bundesverfassung [19"1 70, 2it vergleichbare Bespiel eines 

Radrennens durch mehrere länder). Wenn aber der Bescheid .'ner 

Landesb4ihörde nach dem letzten Satz ohnehin im gesamten Bundes­
gebiet gilt .. WO%u braucht man dann noch einen "einvernehmlichen 
Bescheid"? Oder: in welchen Fällen findet der let%te Satz, in welchen 
Fällen finden die ersten beiden Sätze Anwendung? Oder finden dIese 
Regelungen immer nebeneinander Anwendung? 

Zum vorgeschlegenen letzten Setz des Abs 4 soll darauf hingewiesen 
werden, daß er ein ,ehr schwieriges Problem des Bundetistaate8 bo­

rOhrt, nämlich: die "Geltung" von Vollzugsakten eines Gliedstaates in 

einem anderen. Oie vorgeschlagene Formulierung vermag dem Pro· 
blem in keiner Weise gerecht zu werden; sie schafft eber durch ihr. 

scheinbar einfache Formulierung %ahlreiche sohwlerige Fragen nlu. 
Dies hängt damit zusammen, daß die "rlumliche Geltung" eines Be­

scheides sehr differenzierte Rechtswirkungen umfaßt, die malst eng 

mit der "sachlichen Geltung" zusammenhängen. ZB kann es sinnvoll 
sein zu fragen, ob jemand, der eine gewarbebehördliche Bewilligung 
nach § 14 Abs 2 GewO (Gleichstellung) durCh einen Vollzugsakt 
Wiens erlangt hat, auch in Vorarlberg 81s gleichgestellt anzusehen ist, 
ob also der Bescheid Wiens auch in VorSflberg "gilt". Wenig sinnvoll 
ist diese Frage Iber dann, wenn jemand eine BetrIebsanlagengenehmi­
gung In Wien erlangt hat. Hier wird sich die Frage, ob diese Genehmi­
gung auch in Vorarlberg gilt Jedenfalli zunächst nicht stellen. Sie kann 

sich aber • In differenzierter Weise - dann stellen. wenn der Bewilli-
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gungslnhaber in Wien wegen nicht gehöriger Beachtllng der Auflagen 
des Betriebsanl8gengenehmigungsbesCheides mehrfach bestraft wurde . 

und er Später oder gleichzeitig dasselbe Gewerbe .n Vorarlberg aus­
Obt. SoU ein Gewerbeentziehungsverfahren gem § 87 Abs 1 GewO I" 

Vorartberg eingeleitet werdenl so ist zu fragen, ob die Bestrafungen 
aus Wien "geiten" oder ob sein möglicherweise rechtswidriges Verhal­
ten im Hinbrick auf den Bescheid Wiens in Vorarlberg irgendweiChe 
Rechtsfolgen auslöst. Die ganz undifferenzjerte Bestimmung des letz­

ten Satzes des Abs 4 kann hier nur zu Mißverständnissen fOhren. Sie 
SoHte entweder durch eine wohlerwogene Formulierung ersetzt oder 
elim'nlert werden. 

V. Zu Art 158 B-VG in der Fassung des Entwurfes: 

Der Entwurf will eine generelle Transformation dar GliedstaatsVerträge 
einführen; diesfalls sollte aber verfassungsreChtlich eine Kundma­
chung im lGBI vorgesehen werden; durch die Verwejsung auf Art 98 
B-VG (Art 15a Abs 4 des Entwurfes' 'at dies nicht erfüllt. 
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Zusammenfassende SeUrteilung 

1. Der vorliegende Entwurf einer a,VG-Novefle 1994 hat eine wesentfj. 

ehe verfassungspoJitische ZIelsetzung, dJe Schaffung 6achUch abge­

rundeter Kompetenzen, die eine gemeinsame Regelung zusammenge_ 
höriger AngeJegenhejten ermöglichen, niCht erreicht und nicht eInmal 
in Angriff genommen. Es kommt zu einer weiteren Zersplitterung von 

Kompetenztatbeatänden. Weiterhin bleiben gerad.zu kuriose kasuisti­
sche Regelungen im B-VG be.tehen; zu diesen zählen auch die Art 14 
und 148 B-VG. 

2. Der Entwurf sieht in mehreren Fällen eine KomPQtenz-Kompetenz des 

einfachen Bundesgeaetzgebers vor (Art 10 Abs 2 und A(t 11 Abs 2). 

Damit wird der einfache Bundesgeseugeber zur Weitreichenden 
Schaffung von materiellen Bundesverfassungarecht und zur grundle­
genden Veränderung des bundeS$t88tlicnen Prin:rips des B-VG 1920 

ermllchtigt; diese Regelungen dürfen ohne Volksabstimmung nach 

Art 44 Abs 3 B·VG nicht erlasICm werden. Der eingeschlagene Weg, 
materielles Verfas&ungsrecht • wie die Be.tlmmung der Zust6ndigkei­
ten ZwiSChen Bund und ländern - weithin in Form von einfachen Bun­
desgesetzen zu ermöglichen, ist grundlegend verfehlt. Der Verfila­

sungs"gesetzgeber entkleidet damit wichtige Bereiche des Verfas­

sungsrechts der Verfassungsform und entzieht sich damft seiner we­
Sentlichen Aufgabe, Verfassungsfragen auch selbst zu entscheiden. 

3. Verfsssungssystematisch verfehlt sind die zahlreichen und weitrei­

chenden Fälle, in denen der Bundesgesetzgeber ermächtigt wird, Bun­

desgesetze mit "Zustimmung der länder Zu erlassen". Zur Vertretung 
der Länderinteressen im e$reich der Bundesgeseu:gebung ist der Bun­
desrat berufen; dieser wird damit weiterhin von wichtigen verfas­
sungsreehtrichen Entscheidungen ausgeklammert. GJefchzaitig wird die 

seit Jahrzehnten fällige Reform des Bundesrates weiterhin verab­
säumt. Oie vorgesehene "Zustimmung der Länder" löst das seit Jahr-
2ehnten bekannte Problem, welches landesorgan Zur Eneilung der 

Zustimmung kompetent ist, wefter"'in nicht, sondern erweitert es. 
Auch Ist unklar, ob stets alle länder zustimmen, ob die Mehrheit ge-
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nügt oder ob im Falle der Zustimmung einzelner länder, dIe betreffen­
de Maßnahme nur far di9se Länder wirksam wird. 

4. Schwierige kompetenzrechtliche und theoretische Fragen werden 

durc:h Weithin konzeptrose, nicht ausreichend durChdaChte, Regelun­

gan {zB Art 11 Abs 3, Art 15 Abs 4 uaJ aufgeworfen. Derartige Rege­
lungen müssen In vorhersehbarer Welse zu erheblichen praktischen 
Problemen führen; diese werden in der FOlge vor allem vom VfGH zu 
lösGn sein. Damit wIrd der GeriChtshof zwangsläUfig In eine "politi­
sche" Rolle gedrängt und zu Entscheidungen gezwungen, die vom 
Verfassung,geSetzgeber zu treffen wären. Hier droht der Balance der 

Staatsgewalten auf Dauer ein nicht wiedergutzumachender Schaden. 
Eine sorgsame Verfassungsgesetzgebung hätte durch möglichst klare 

und genaue Regelungen dem VfGH seinen Charakter als reChts­
anwendendes Organ zu be/auen. 

5. Der weithin vorgesehene Wegfall der Ministerialinstanz h~t vielfach 
prOblematische Konsequenzen, die vom Entwurf niCht ansatzweise 
abgewendet werden: 

Es ist mIt Sicherheit zu erwarten, daß auf den VwGH eine ganz erheb­
liche MehrbelaStung zukommen wird. Er wird In Zukunft nicht nur an­
gerufen werden, um Vollzugsfehler zu korrigieren • auoh hier ist In 
bestimmten Bereichen durch den Wegfall der korrIgierenden Mjniste .. 
riallnstanz mit einem erheblichen Mehr.nfall Zu ,echnen ., sondern 

wird Such dazu benützt werden, eine m6glic"st bundeseinheitliche 
) VolIziehung zu erwirken. 

Die dringend nOTwendige Einführung einer echten landesverWaltungs_ 
gerichtsbarkeit undejner entsprechenden Reform des VwGH wird vom 
EntWUrf vollkommen Ignoriert, 

7. Der Bund wird weithin \Ion Informationen über die VoUzugspraxIs dar 
von fhm erlassenen Gesetze abgeschnitten; die vorgesehenen Rege­

lungen des Art 102 des Entwurfes scheinen in der Praxis nlOht ausrei­
chend. 

8. Mit der B-VG·Novelle sind Konsequenzen verbunden, deren Auswir­

kungen im gegenwärtigen Stand nicht abschätzbar sind; es s81 nur 
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daraufhingewiesen, daß etwa der Anwendungsbereich des § 29a VStG erheblich 
eingeschränkt wird und damit für den Beschuldigten ein erhöhter Aufwand für seine 
Verfahrensteilnahme entsteht. Die zahlreichen Ungereimtheiten (verwiesen sei zB auf Art 
11 Abs 3 oder auf Art 15 Abs 4 des Entwurfes) und Unklarheiten müssen 
notwendigerweise jahrelange Rechtsunsicherheit bringen. 

9. Der Entwurf wird abgelehnt. 

Die Stellungnahme wird in 25-facher Ausfertigung übermittelt. 

Wir verbleiben mit der Bitte um Kenntnisnahme und 

Der J?räsident: 

I 
/ 

I 

Dr.Emst Traar 

Beila~en 

vorzüglicher Hochachtung 

'. 

Kopie: BundeskanzleramtN erfassungsdienst 

Der Kammerdirektor: 
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